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Ziel des Bebauungsplans 

Die Stadt Rosenfeld beabsichtigt auf dem Flst. Nr. 78 in Isingen im Gewann Hinter Hofen die 
planungsrechtliche Sicherung einer ca. 0,46 ha großen Sonderbaufläche für Schuppen für 
nicht privilegierte Land- und Forstwirte.  

Die bisher unbebaute Fläche bietet Platz für 9 Schuppenbauplätze mit einer Größe von jeweils 
ca. 435 m². Diese sollen der Unterbringung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen, Geräten 
und Maschinen dienen. Hinzu kommen Bewirtschaftungen von privaten Waldgrundstücken für 
den Eigenbedarf, deren Erzeugnisse und Bearbeitungsgeräte ebenfalls untergebracht werden 
müssen.  

Es besteht ein großer Bedarf an Schuppenplätzen für Land- und Forstwirte, die nach dem 
Baugesetzbuch nicht privilegiert sind. Die Stadt Rosenfeld unterstützt die Bereitstellung von 
Schuppenplätzen, da Neben- und Zuerwerbslandwirte sowie „Gütlesbesitzer“ einen erhebli-
chen Beitrag zur Offenhaltung und Pflege der Landschaft leisten und hierfür ein öffentliches 
Interesse besteht. Des Weiteren bietet sich die Möglichkeit, die derzeit innerhalb der Ortslage 
untergebrachten Geräte und Güter, die auch innerhalb der Ortschaft nicht mehr gewünscht 
sind, im Schuppengebiet gemeinsam unterzubringen.   

Über den Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Nutzung 
als Sondergebiet für Schuppen (§ 11 BauNVO) geschaffen werden. Die gestalterischen Fest-
setzungen sollen über Örtliche Bauvorschriften (§ 74 LBO BW) geregelt werden. 

Verfahrensverlauf 

Der Aufstellungsbeschluss nach § 2 Abs. 1 BauGB zum Bebauungsplan wurde vom Gemein-
derat der Stadt Rosenfeld am 17.10.2024 gefasst und am 24.10.2024 ortsüblich bekannt ge-
macht.  

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zum Vorentwurf nach § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte in 
der Zeit vom 25.10.2024 bis zum 27.11.2024. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, wurden gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB ebenfalls im Zeitraum vom 25.10.2024 bis zum 27.11.2024 frühzeitig von der 
Planung unterrichtet. 

Nach Fertigstellung des Planentwurfes sowie der Begründung mit Umweltbericht, der Schall-
technischen Stellungnahme und einer artenschutzrechtlichen Relevanzuntersuchung fasste 
der Gemeinderat am 26.06.2025 den Beschluss über Anregungen und Bedenken der einge-
gangenen Stellungnahmen. 

Der Planentwurf wurde in der gleichen öffentlichen Sitzung von der Gemeindevertretung ge-
billigt und seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vom 07.07.2025 bis 
12.08.2025 beschlossen. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden ge-
mäß § 4 Abs. 2 BauGB gebeten, ihre Stellungnahmen zum Planentwurf ebenfalls im Zeitraum 
vom 07.07.2025 bis zum 12.08.2025 abzugeben. 

Die Gemeindevertretung hat am 23.10.2025 in öffentlicher Sitzung die von der Öffentlichkeit 
und den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange abgegebenen Stellungnahmen 
behandelt und den Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. Die 
örtlichen Bauvorschriften wurden nach § 74 LBO ebenfalls als Satzung beschlossen. 
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Der Bebauungsplan „Schuppengebiet Hinter Hofen“, Isingen und die örtlichen Bauvorschriften 
in der Fassung vom 23.10.2025 sind mit der ortsüblichen Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 
3 BauGB am 18.06.2026 in Kraft getreten.  

Beurteilung der Umweltbelange 

Zum Bebauungsplan „Schuppengebiet Hinter Hofen“, Isingen, ist ein Umweltbericht erstellt 
worden. Im Rahmen der Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wurden die Auswirkungen 
des Vorhabens auf alle Umweltbelange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB geprüft und die Ergeb-
nisse im Umweltbericht dargestellt. Der Umweltbericht beinhaltet den Grünordnungsplan, den 
Bestands- und Maßnahmenplan sowie die Eingriffs-/ Ausgleichsbilanz.  

Für das Gebiet ergeben sich durch das geplante Vorhaben für die Umweltbelange Tiere/Pflan-
zen und Boden vor allem durch die bauliche Flächeninanspruchnahme bislang unversiegelter 
Bereiche und durch die bauzeitliche Beanspruchung von verdichtungsempfindlichen Böden 
erhebliche Beeinträchtigungen.  

Für die Aufstellung des Bebauungsplans sind Maßnahmen zur Minimierung und zum Aus-
gleich der Eingriffswirkungen erforderlich.   

Der planinterne Ausgleich der Eingriffswirkungen erfolgt durch die als Pflanzgebot festgesetzte 
Gebietsbegrünung mittels Grünflächen mit standortgerechten Sträuchern oder Bäumen. Dar-
über hinaus können Eingriffsminderungen u. a. durch die Installation einer insektenfreundli-
chen Außenbeleuchtung sowie die Verwendung von versickerungsfähigen Belägen im Bereich 
von Zufahrten erzielt werden.  

Zur weiteren Kompensation der Eingriffswirkungen auf die erheblich betroffenen Umweltbe-
lange Tiere/Pflanzen und Boden wird etwa 850 m südlich des Plangebiets eine ca. 12.461 m² 
große Grünlandfläche mit lückigem Streuobstbestand (33.41/45.40b) durch die Neupflanzun-
gen von Obstbäumen sowie Pflege der Bestandsbäume (45.40b) aufgewertet.  

Die Überprüfung der vorgesehenen Minimierungsmaßnahmen sowie der Kompensationsmaß-
nahme 1 (K1) erfolgt im Rahmen eines Monitorings. 

Im Rahmen des Vorhabens wurde zudem eine artenschutzrechtliche Relevanzuntersuchung 
mit einer Habitat-Potenzial-Analyse durchgeführt. Hierbei wurden vertiefende Untersuchungen 
für die Spelz-Trespe und die Ackerbegleitflora festgelegt, die im Sommer 2024 durchgeführt 
wurden. Die Ergebnisse der vertiefenden Untersuchungen sind in den Umweltbericht aufge-
nommen worden. Artenschutzrechtlich relevante Arten konnten bei den Erhebungen nicht 
nachgewiesen werden. Da außerhalb des Eingriffsbereichs potenzielle Brutreviere der euro-
parechtlich geschützten Feldlerche vorkommen können, muss der Beginn der Baufeldfreima-
chung und Bauarbeiten außerhalb der Brutzeiten (Mitte April bis Mitte Juli) erfolgen, um Ver-
botstatbestände nach § 44 (1) BNatSchG ausschließen zu können. Die Bauzeitenbeschrän-
kung wurde als Vermeidungsmaßnahme 1 (V1) über eine planungsrechtliche Festsetzung ge-
sichert. Unter der Einhaltung der Bauzeitenbeschränkung ist mit der Erfüllung von Verbotstat-
beständen nicht zu rechnen.  

Abschließend kann festgestellt werden, dass nach derzeitigem Kenntnisstand mit Realisierung 
der Planung und der vorgeschlagenen Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und Kom-
pensation der Eingriff in die Umweltbelange ausgeglichen ist. Es verbleiben keine erheblichen 
negativen Auswirkungen für die Gesamtheit der Umweltbelange bestehen. 
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Berücksichtigung der Öffentlichkeitsbeteiligung 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB ging zum Vorentwurf des 
Bebauungsplanes eine Stellungnahme aus der Öffentlichkeit ein. 

Die wesentlichen Inhalte der Stellungnahme beziehen sich auf eine erhebliche Wertminderung 
der an das geplante Schuppengebiet angrenzenden Grundstücke und darauf befindlichen 
Wohngebäude aufgrund der Sichtbebauung und einer möglichen Beeinträchtigung durch 
Lärm. Um dieser Situation entgegenzuwirken, wird seitens der Öffentlichkeit vorgeschlagen 
einen Pflanzenwall zwischen dem Schuppengebiet und den angrenzenden Grundstücken an-
zulegen. Die Umsetzung eines Pflanzenwalls innerhalb der mit einer Gesamtbreite von gerade 
einmal ca. 30 m bemessenen Sondergebietsfläche ist jedoch platztechnisch nicht realisierbar. 
Eine Erweiterung des Sondergebiets nach Osten ist ebenfalls nicht möglich, da aufgrund des 
angrenzenden Regionalen Grünzugs diese im Konflikt mit den Zielen der Raumordnung steht. 
Daher sieht der Bebauungsplan im Westen des Sondergebiets eine Eingrünung mit Bäumen 
oder Sträuchern vor. Somit kann die Einsehbarkeit von Seiten der Wohngrundstücke auf das 
Schuppengebiet verringert werden.  

In Bezug auf das Thema Immissionsschutz wurde im Rahmen einer schalltechnischen Stel-
lungnahme durch das Ingenieurbüro für Schallimmissionsschutz ISIS geprüft inwiefern sich 
die typischen Lärmsituationen eines Schuppengebiets auf das Umfeld auswirken können. Der 
dem Baugebiet nächstgelegenen Nachbarbebauung ist nach dem wirksamen Flächennut-
zungsplan die Qualität einer gemischten Baufläche zuzuordnen, sodass von dem immissions-
schutzrechtlichen Schutzanspruch eines Mischgebiets ausgegangen wird. In Anbetracht der 
dörflichen Gegebenheiten fügt sich das Schuppengebiet in die vorhandenen Strukturen ein. 
Aus schalltechnischer Sicht, bestehen keine Bedenken gegenüber dem geplanten Bauvorha-
ben, sofern die Festsetzungen des Bebauungsplanes eingehalten werden. Gewerbebetriebe, 
gewerbliche Nutzungen, insbesondere Holzverarbeitung im gewerblichen Rahmen sowie Feu-
erstätten und Tierhaltung sind im Schuppengebiet unzulässig. Um eine erhebliche Beeinträch-
tigung gesunder Wohnverhältnisse zu vermeiden, wurde im Bebauungsplan zudem festge-
setzt, dass lärmintensive Arbeiten wie das Sägen von Holz im Freibereich an die von der 
Wohnbebauung abgewandte Fassadenseite der Schuppen verlegt werden müssen und au-
ßerdem nur tagsüber stattfinden dürfen.  

Im Rahmen der Entwurfsoffenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB gingen keine Stellungnahmen 
aus der Öffentlichkeit ein. 

Berücksichtigung der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 

Die wesentlichen Anregungen und Bedenken, die gegenüber dem geplanten Vorhaben im 
Rahmen der frühzeitigen Anhörung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
nach § 4 Abs. 1 BauGB abgewogen werden mussten, sind nachfolgend zusammenfassend 
dargelegt:  

Das Landratsamt Zollernalbkreis hat in seiner Stellungnahme mitgeteilt, dass seitens der un-
teren Naturschutzbehörde noch keine abschließende naturschutzfachliche Stellungnahme ab-
gegeben werden kann, da das umweltrelevante Gutachten aufgrund der frühzeitigen Beteili-
gung nach § 4 Abs. 1 BauGB noch nicht vorlag. Der Umweltbericht mit Eingriffs- /Ausgleichs-
bilanzierung wurde erstellt. In diesem Gutachten wurden die naturschutzrechtlichen Belange 
abgearbeitet.  

Des Weiteren hat die Gewerbeaufsicht im Landratsamt Zollernalbkreis in ihrer Stellungnahme 
mitgeteilt, dass zur Konfliktvermeidung ausreichende Abstände zwischen den Gebieten, von 
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denen Emissionen ausgehen und Wohngebieten, sichergestellt werden sollten, so dass einer-
seits das Wohnen nicht durch unzumutbare Immissionen (Lärm) beeinträchtigt wird und ande-
rerseits die Nutzungen im geplanten Gebiet nicht durch Forderungen nach erhöhten techni-
schen Immissionsschutzmaßnahmen oder Nutzungsbeschränkungen behindert werden. Es 
wird darauf hingewiesen, dass es durch Arbeiten im Schuppengebiet zu Lärmbeeinträchtigun-
gen in der bestehenden Wohnbebauung kommen kann. Folglich wurde im Rahmen einer 
schalltechnischen Stellungnahme durch das Ingenieurbüro für Schallimmissionsschutz ISIS 
geprüft, inwiefern sich die typischen Lärmsituationen eines Schuppengebiets auf das Umfeld 
auswirken können. Der dem Baugebiet nächstgelegenen Nachbarbebauung ist nach dem 
wirksamen Flächennutzungsplan die Qualität einer gemischten Baufläche zuzuordnen, sodass 
in der schalltechnischen Stellungnahme von dem immissionsschutzrechtlichen Schutzan-
spruchs eines Mischgebiets ausgegangen wird. Aus schalltechnischer Sicht bestehen keine 
Bedenken gegenüber dem geplanten Bauvorhaben, sofern die Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes eingehalten werden. Zum Schutz der Anwohner vor möglichen Lärmbeeinträchti-
gungen wurden die Festsetzungen des Bebauungsplanes dahingehend ergänzt, dass lärmin-
tensive Arbeiten wie das Sägen von Holz im Freibereich an die von der Wohnbebauung abge-
wandte Fassadenseite der Schuppen verlegt werden müssen. Darüber hinaus werden lärmin-
tensive Arbeiten zu Nachtzeiten, Gewerbebetriebe, gewerbliche Nutzungen, insbesondere 
Holzverarbeitung im gewerblichen Rahmen sowie Feuerstätten und Tierhaltung im Schuppen-
gebiet untersagt.    

Die Kreisbaumeisterstelle im Landratsamt Zollernalbkreis hat in ihrer Stellungnahme mitgeteilt, 
dass eine GRZ von 0,8 für ein Schuppengebiet ungewöhnlich hoch ist. Im Hinblick auf die 
benötigte Fläche für das Anlegen einer ausreichend dimensionierten Versickerungsmulde zur 
Aufnahme des Niederschlagswassers wird empfohlen, die GRZ auf 0,6 zu reduzieren. Zudem 
wird bemängelt, dass das Pflanzgebot, welches je 100 m² nicht überbauter Grundstücksfläche 
Vorgaben zur Bepflanzung regelt, möglicherweise im vorliegenden Fall nicht umsetzbar ist. 
Aufgrund der verhältnismäßig kleinen Schuppenbauplatzgrößen wird der Anregung der Kreis-
baumeisterstelle nur dahingehend gefolgt, dass die GRZ von 0,8 auf 0,7 reduziert wird.  Zudem 
werden zur Sicherung der Umsetzbarkeit des Pflanzgebots die planungsrechtlichen Festset-
zungen dahingehend geändert, dass nicht je 100 m², sondern je 80 m² der nicht überbauten 
und nicht befestigten Grundstücksfläche mindestens ein heimischer, standortgerechter Laub-
baum oder zwei standortgerechte, heimische Sträucher oder ein regionaltypischer Obstbaum 
zu pflanzen sind. Aus Gründen des Sichtschutzes zum angrenzenden Wohngebiet wird dar-
über hinaus im Bebauungsplan empfohlen, Gehölze an der Westseite des Plangebiets zu 
pflanzen.  

Im Nachfolgenden werden die wesentlichen Stellungnahmen zum Entwurf des Bebauungspla-
nes „Schuppengebiet Hinter Hofen“, Isingen zusammenfassend dargestellt.  

Der Fachbereich vorbeugender Brandschutz im Landratsamt Zollernalbkreis hat in seiner Stel-
lungnahme empfohlen, zu überprüfen, wie viel Löschwasser in einem Umkreis von 300 m zum 
Plangebiet tatsächlich zur Verfügung steht. Die Überprüfung wird unabhängig vom Bebau-
ungsplanverfahren erfolgen.  

Die untere Altlasten- und Bodenschutzbehörde im Landratsamt Zollernalbkreis hat in ihrer 
Stellungnahme darauf hingewiesen, dass es sich bei von Schuppen überbauten Flächen um 
vollversiegelte Flächen handelt, die mit einer Wertstufe von 0,0 bewertet werden müssen. Des 
Weiteren sollte die im Umweltbericht in Kapitel 4.2.2 beschriebene Minderung der Bodenfunk-
tion von 10 % in der Eingriffs-/Ausgleichsbilanz berücksichtigt und der Gesamtkompensations-
bedarf entsprechend der Neubewertung nachberechnet werden. Die Eingriffs-/Ausgleichsbi-
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lanzierung für das Schutzgut Boden wurde entsprechend überarbeitet und der Gesamtkom-
pensationsbedarf entsprechend nachberechnet. Das sich daraus ergebende erhöhte Kompen-
sationsdefizit wurde mit der Ausweitung der vorgesehenen Kompensationsmaßnahmenfläche 
ausgeglichen.  

Aufstellung des Bebauungsplans nach Abwägung mit möglichen Planungsal-
ternativen 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Schuppengebiet Hinter Hofen“ hat der Gemeinde-
rat der Stadt Rosenfeld beschlossen, im Stadtteil Isingen auf dem Flst. Nr. 78 nahe der Sied-
lungsfläche ein ca. 0,46 ha großes Sondergebiet für Schuppen für nicht privilegierte Land- und 
Forstwirte zu realisieren. Der Bebauungsplan wird aus dem wirksamen Flächennutzungsplan 
der Stadt Rosenfeld entwickelt und ist somit Bestandteil der vorbereitenden Bauleitplanung 
(vgl. Fortschreibung des Flächennutzungsplans/Landschaftsplans 2035, geplante Sonderbau-
fläche mit der Zweckbestimmung „Schuppengebiet“).  

Der Vorhabenstandort wurde somit gezielt im Rahmen einer vorausschauenden städtebauli-
chen Planung ausgewählt und zeichnet sich dementsprechend durch eine hohe gesamtplane-
rische Eignung aus. Eine weitere Prüfung von Standortalternativen auf der Ebene des Bebau-
ungsplanes ist nicht erforderlich. 

Nach gemeinsamer intensiver Abwägung aller bekannten Vor- und Nachteile durch den Ge-
meinderat der Stadt Rosenfeld stellte sich der gewählte Standort für das geplante Schuppen-
gebiet aufgrund der Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan mit der höchsten Eignung dar.   

 

 

Rosenfeld, den 

 

 

Thomas Miller 
Bürgermeister 

 


